
materiellen Verantwortlichkeit in besonderem Maße 
verletzt würde12.
7. Wenn die Richtlinie in Abschn. V Ziff. 5 das Gericht 
verpflichtet, auch noch in der Hauptverhandlung eine 
dem Ermittlungsergebnis entsprechende Änderung des 
ursprünglich gestellten Antrags zuzulassen, so beruht 
das auf dem Rechtsgedanken des § 308 ZPO, daß das 
Gericht nicht befugt ist, einer Partei etwas zuzuspre­
chen, was nicht beantragt ist. Da jedoch § 37 Abs. 2 
AGO nunmehr die Arbeitsgerichte ermächtigt, über die 
Anträge der Parteien hinauszugehen, wenn das im ge­
sellschaftlichen Interesse zur vollständigen Erledigung 
der Hauptsache erforderlich ist, und auch die Richtlinie 
dem Strafgericht zur Pflicht macht, stets auf eine ab­
schließende Erledigung des geltend gemachten An­
spruchs hinzuwirken, wird man auch letzterem bei 
arbeitsrechtlichen Schadensersatzansprüchen die gleiche 
Befugnis zugestehen müssen.
8. Abschn. VII Ziff. 1 der Richtlinie macht die Zu­
lässigkeit einer Beschwerde des Angeklagten oder des 
Verletzten gegen die Festsetzung der H ö h e  des 
Schadensersatzes (§ 272 Abs. 2 StPO) unter Bezugnahme 
auf § 40 Abs. 2 und 3 AnglVO davon abhängig, daß der 
Beschwerdegegenstand den Betrag von 300 DM über­
steigt oder das Strafgericht sie wegen Grundsätzlich­
keit der zu entscheidenden Rechtsfrage für zulässig 
erklärt. Da jedoch nunmehr § 47 AGO gegen alle Urteile 
und Beschlüsse der Kreisarbeitsgerichte, die ein Ver­
fahren beenden, den Einspruch (Berufung) zuläßt, kann 
dort, wo die Schadensersatzansprüche ihre Wurzel im 
Arbeitsrecht haben, diese Beschränkung nicht mehr 
gelten. Vielmehr hat das Strafgericht, sofern weder 
Protest noch Berufung eingelegt, sondern nur die Höhe 
dör festgesetzten Schadensersatzsumme durch Be­
schwerde angefochten wird, das Verfahren insoweit an 
das Bezirksarbeitsgericht ungeachtet des Streitwerts zu 
überweisen.

Einige Bemerkungen zum Vollstreckungsverfahren
Lag bisher die Zwangsvollstreckung von Geldforderun­
gen sowohl auf Grund zivil- als auch arbeitsgericht­
licher Vollstreckungstitel ausschließlich in den Händen 
der Justizorgane, so ist nunmehr zu beachten, daß be­
stimmte Befugnisse dem Sekretär des Kreisarbeits-' 
gerichts übertragen wurden, sofern es sich um Geld­
forderungen, die aus arbeitsrechtlichen Ansprüchen 
resultieren, handelt. Ihm obliegt:
a) die Einleitung der Zwangsvollstreckung auf Grund 
eines Vollstreckungsansuchens des Gläubigers (§ 53 
Abs. 2 AGO),
b) die Durchführung von Zwangsvollstreckungen durch 
den Erlaß von Pfändungs- und Überweisungsbeschlüs­
sen (§ 53 Abs. 3 AGO).
Voraussetzung ist das Vorliegen eines rechtskräftigen 
Zwangsvollstreckungstitels im Sinne von § 52 Abs. 1 
AGO. Das sind Urteile der Arbeitsgerichte beider In­
stanzen, des Senats für Arbeitsstreitigkeiten beim Ober­
sten Gericht und Urteile der Strafgerichte im arbeits­
rechtlichen Anschlußverfahren nach § 268 StPO, ferner 
Beschlüsse der Arbeitsgerichte (§ 36 AGO) mit voll­
streckbarem Inhalt, insbesondere der eine Einigung der 
Parteien bestätigende Beschluß (§ 41 AGO), Beschlüsse 
über die Erstattung von Aufwendungen und Kosten 
(§§ 62, 63, 64 AGO) und für vollstreckbar erklärte Be­
schlüsse der Konfliktkommissionen. Den Vollstreckungs­
vermerk erteilt der Sekretär des Kreisarbeitsgerichts, 
der vorher zu prüfen hat, ob seit Eintritt der Rechts­
kraft 10 Tage verflossen sind (§§ 52 f. AGO).
Eine Ausnahme von dem Erfordernis der Rechtskraft 
und der Karenzfrist von 10 Tagen machen lediglich * 13

12 Vgl. Abschn. m Ziff. 3 der Gemeinsamen Direktive vom
13. September 1961 (NJ 1961 S. 661).

schon ihrer Natur nach einstweilige Anordnungen der 
Arbeitsgerichte (§ 26 AGO), auf Grund derer in der 
Regel nur die Beschlagnahme, nicht aber die Verwer­
tung der Vermögensobjekte des Schuldners erwirkt 
werden kann, es sei denn, daß ihm die einstweilige 
Zahlung von Lohn oder Gehalt aufgetragen wurde.

Vollstreckungsansuchen auf Grund arbeitsrechtlicher 
Vollstreckungstitel sind grundsätzlich beim Sekretär 
des Kreisarbeitsgerichts zu stellen (§ 53 Abs. 2). Er 
entscheidet hierüber selbst, wenn die Pfändung und 
Überweisung einer Forderung des Schuldners beantragt 
wird, gleichgültig, ob letztere arbeitsrechtlicher (z. B. 
Lohnforderung) oder zivilrechtlicher Natur (z. B. Bank­
guthaben) ist. Ihm obliegen dann auch alle weiteren 
im Zuge dieses Verfahrens erforderlich werdenden Ent­
scheidungen. Bei gleichzeitiger Zwangsvollstreckung 
in Forderungen auf Grund arbeitsrechtlicher und zivil- 
rechtlicher und anderer Vollstreckungstitel ist die Sache 
an den Sekretär des zuständigen Kreisgerichts ab­
zugeben (§ 53 Abs. 3). Diese Bestimmung soll die 
Einheitlichkeit der Entscheidung bei Streit um die 
Rangfolge (z. B. § 7 APfVO) bzw. ein einheitliches Ver­
teilungsverfahren (§§ 872 ff. ZPO) sichern. Dabei be­
deutet „gleichzeitig“ nicht etwa, daß die Vollstreckungs­
anträge gleichzeitig eingegangen sein müssen; die Ab­
gabe an das Justizorgan hat auch zu erfolgen, wenn 
hinsichtlich der Forderung eines Schuldners auf Grund 
eines zivilrechtlichen Vollstreckungstitels bereits ein 
Pfändungsbeschluß erlassen wurde oder diese Forderung 
nachträglich auch zugunsten eines solchen Titels ge­
pfändet werden soll.

Aufträge zur Zwangsvollstreckung in bewegliches oder 
unbewegliches Vermögen sind an die Kreisgerichte 
weiterzugeben (§ 52 Abs. 2). In diesen Fällen wäre es 
jedoch bürokratisch, wollte der Sekretär des Kreis­
gerichts bzw. der Gerichtsvollzieher einen direkt ge­
stellten Vollstreckungsantrag, dem der mit dem Voll­
streckungsvermerk (Vollstreckungsklausel) des Sekretärs 
des Kreisarbeitsgerichts versehene Zwangsvollstrek­
kungstitel beigefügt wird, deshalb ablehnen, weil er 
nicht über das Kreisarbeitsgericht an ihn gelangt ist.

Abschließend sei der Wunsch geäußert, daß die in 
dieser Betrachtung aufgeworfenen Probleme und Fragen 
möglichst bald durch die Rechtsprechung und das 
Schrifttum einer Klärung und Beantwortung zugeführt 
werden, zumal die hier versuchten Lösungen nicht 
Anspruch darauf erheben, die einzig möglichen zu sein.

Im VEB Deutscher Zentralverlag erscheint demnächst:
W. I. Lenin: über die Arbeitsgesetzgebung
Etwa 640 Seiten • Leinen • Preis 18 DM.
In der Periode des umfassenden Aufbaus der kommunisti­
schen Gesellschaft sind die Arbeiten Lenins zu Fragen der 
Arbeitsgesetzgebung von großem theoretischem und prak­
tischem Interesse. Sie tragen dazu bei, den Wesensinhalt 
und die historische Bedeutung der Gesetzgebung des ersten 
proletarischen Staates der Welt zu verstehen.
Erstmalig wird mit diesem Sammelband eine Zusammen­
stellung (chronologisch geordnet) von Werken, Berichten, 
Reden, Briefen, Notizen und anderen Dokumenten Lenins 
herausgegeben, die von ihm zu den Fragen der Arbeits­
gesetzgebung ausgearbeitet wurden. Diese Arbeiten Lenins 
sind für die Weiterentwicklung unseres sozialistischen Ar­
beitsrechts in Theorie und Praxis von großer Bedeutung und 
stellen eine wichtige Grundlage für das Studium und die 
schöpferische Anwendung der Leninschen Lehren im Kampf 
um die Vollendung des Aufbaus des Sozialismus in der DDR 
dar. Dieser Sammelband ist deshalb sowohl für die Rechts­
wissenschaftler als auch für Partei-, Staats- und Gewerk­
schaftsfunktionäre eine gute Hilfe und Unterstützung für 
das richtige Erkennen und die Verwirklichung des Inhalts 
unseres sozialistischen Arbeitsrechts.
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